
Nachschlagewerk: ja

BGHZ: nein

BGB § 1578 Abs. 1 Satz 1

Zu den Auswirkungen auf die ehelichen Lebensverhältnisse, 
wenn nach der Scheidung

a) sich die Steuerklasse eines Ehegatten ändert,
b) UnterhaltsVerpflichtungen der Ehegatten wegfallen,
c) das Einkommen eines Ehegatten dadurch absinkt, daß 

er als Beamter in den Ruhestand versetzt wird.

BGH, Urteil vom 11. Mai 1988 - IVb ZR 42/87 - OLG HammAG Witten



BUNDESGERICHTSHOF

42/87

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL Verkündet am:11. Mai 1988 
Ernst
JustizhauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit



Der IVb - Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat aufgrund,der 
mündlichen Verhandlung vom 11. Mai 1988 durch den Vor­
sitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann,
Dr. Krohn, Dr. Zysk und Nonnenkamp

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers und die An­
schlußrevision der Beklagten wird das 
Urteil des Oberlandesgerichts Hamm 
- 3. Senat für Familiensachen - vom 
5. März 1987 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Parteien, die um die Abänderung eines Titels über 
nachehelichen Unterhalt streiten, schlossen am 23. Mai 1977 
die Ehe, die aufgrund eines am 10. Oktober 1980 zugestellten 
Scheidungsantrags seit dem 21. Dezember 1982 geschieden ist. 
Für den Kläger war es die zweite Ehe, für die Beklagte die 
dritte.
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Der am 23. Oktober 1926 geborene Kläger war während der 
Ehe als Studiendirektor an einer berufsbildenden Schule tä­
tig. Seit dem 1. Dezember 1983 befindet er sich (vorzeitig) 
im Ruhestand. Er erfüllt wie schon während der Ehe der Par­
teien Unterhaltspflichten gegenüber Berechtigten aus seiner 
ersten Ehe; an die geschiedene Ehefrau zahlt er 450 DM und 
an seine noch studierende Tochter B. 650 DM monatlich; bis 
einschließlich September 1986 zahlte er weitere 650 DM an 
seine Tochter S., die seither selbst für ihren Unterhalt 
sorgt.

Die am 28. Januar 1926 geborene Beklagte arbeitete vor 
ihrer ersten Ehe etwa vier Jahre in einem Büro und während 
ihrer zweiten Ehe etwa zwei Jahre lang im Geschäft ihres 
Ehemannes. Nach einjähriger Tätigkeit bei einer Bank war sie 
ab 1969 städtische Verwaltungsangestellte, gab diese Tätig­
keit aber Mitte 1977 nach der Eheschließung mit dem Kläger 
auf. Sie bezieht seit dem 1. Februar 1986 ein Altersruhegeld 
und eine Zusatzversorgungsrente.

In einem vorausgegegangen Rechtsstreit ist der Kläger 
durch Urteil des Amtsgerichts Witten vom 15. März 1985 gemäß 
§ 1573 BGB zur Zahlung einer nachehelichen Unterhaltsrente 
in wechselnder Höhe verurteilt worden, die sich für die Zeit 
ab 1. Januar 1985 unter Einschluß von Kranken- und Alters­
vorsorgeunterhalt auf monatlich 1.126 DM belief. Die Beklag­
te hatte dagegen Berufung eingelegt, der sich der Kläger 
(unselbständig) mit dem am 5. Dezember 1985 zugestellten An­
trag angeschlossen hatte, die Klage ganz abzuweisen, unter 
anderem, weil die Beklagte ab Februar 1986 Renteneinkünfte
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haben werde. Dadurch, daß die Beklagte vor Antragstellung im 
Verhandlungstermin vom 6. März 1986 beim Oberlandesgericht 
ihre Berufung zurücknahm, verlor die Anschlußberufung des 
Klägers ihre Wirkung.

Mit der vorliegenden am 7. März 1986 eingereichten und 
der Beklagten am 3. April 1986 zugestellten Klage begehrt 
der Kläger in Abänderung des Urteils des Amtsgerichts Witten 
vom 15. März 1985 den Wegfall seiner Unterhaltsverpflichtung 
gegenüber der Beklagten ab 1. Februar 1986. Das Amtsgericht 
hat der Klage für die Zeit ab 3. April 1986 in vollem Umfang 
entsprochen, für die davor liegende Zeit ab 1. Februar 1986 
jedoch den monatlich zu zahlenden Unterhalt - entsprechend 
einem Anerkenntnis der Beklagten - nur auf 280 DM herabge­
setzt. Auf die Berufung der Beklagten - die für die Zeit ab 
3. April 1986 eine monatliche Unterhaltsrente von 280 DM bis 
einschließlich August 1986 und von 500 DM ab September 1986 
begehrte - sowie auf eine Anschlußberufung des Klägers - der 
den völligen Wegfall seiner Unterhaltsverpflichtung schon ab
1. Februar 1986 erstrebte - hat das Oberlandesgericht unter 
Zurückweisung der weitergehenden Rechtsmittel und Abweisung 
der weitergehenden Klage die ab 1. Februar 1986 zu zahlende 
monatliche Unterhaltsrente auf 250 DM bemessen.

Mit der zugelassenen Revision erstrebt der Kläger wei­
terhin den Fortfall seiner Unterhaltsverpflichtung gegenüber 
der Beklagten ab 1. Februar 1986. Die Beklagte beantragt, 
die Revision des Klägers zurückzuweisen und auf ihre An­
schlußrevision die vom Kläger an sie zu zahlende monatliche 
Unterhaltsrente ab September 1986 auf 500 DM zu erhöhen.
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Entscheidungsqründe:

Die Revisionen beider Parteien führen zur Aufhebung des 
Berufungsurteils und zur Zurückverweisung der Sache.

I.

1. Die Verhältnisse, die im Vorprozeß für die Verurtei­
lung des Klägers zur UnterhaltsZahlung an die Beklagte über 
den 1. Februar 1986 hinaus maßgebend waren, haben sich da­
durch wesentlich geändert (§ 323 Abs. 1 ZPO), daß die Be­
klagte nach Vollendung ihres 60. Lebensjahres vom genannten 
Zeitpunkt an Renten in einer Höhe von zusammen über 1.400 DM 
bezieht. In Teilen der Rechtsprechung und der Literatur wird 
ein Senatsurteil vom 17. Februar 1982 (BGHZ 83, 278) so ver­
standen, als müsse der Rentenbezug mit der Vollstreckungsab­
wehrklage geltend gemacht werden, wenn das Renteneinkommen 
des Unterhaltsberechtigten auf dem Versorgungsausgleich be­
ruht; denn dabei handele es sich um einen der Erfüllung 
gleichkommenden Vorgang. Ob dem gefolgt werden kann (vgl. 
demgegenüber OLG Karlsruhe FamRZ 1988, 195, 197 m.w.N.), 
kann im vorliegenden Fall offenbleiben, denn hier beruht der 
Rentenbezug nur zu einem geringen, unter 200 DM liegenden 
Anteil auf dem bei der Ehescheidung der Parteien durchge­
führten Versorgungsausgleich.

Jedenfalls für diesen Fall hat das Berufungsgericht die 
Voraussetzungen einer Abänderungsklage bedenkenfrei angenom­
men .
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2. Zu Recht hat sich das Berufungsgericht auch nicht 
gehindert gesehen, das im Vorverfahren ergangene Urteil be­
reits für die Zeit ab 1. Februar 1986 abzuändern, obwohl die 
Klage erst am 3. April 1986 erhoben worden ist. § 323 Abs. 3 
ZPO steht dem nicht entgegen, denn der Kläger hatte den Ab­
änderungsgrund - zum 1. Februar 1986 einsetzender Rentenbe­
zug der Beklagten - bereits mit der im Vorverfahren am 
5. Dezember 1985 erhobenen Anschlußberufung geltend gemacht 
(vgl. seine damaligen Schriftsätze vom 15. November 1985, 
Seite 18, und vom 24. Januar 1986, Seite 1). In derartigen 
Fällen entfaltet die Anschlußberufung eine Vorwirkung, wenn 
sie durch Rücknahme der Berufung wirkungslos geworden ist 
(Senatsurteile BGHZ 96, 205 und vom 16. März 1988 - IVb ZR 
36/87 - BGHR ZPO § 323 Abs. 3 - Vorwirkung 1, ebenfalls zur 
Veröffentlichung in BGHZ vorgesehen). Der nach der genannten 
Rechtsprechung erforderliche enge zeitliche Zusammenhang 
zwischen der Rücknahme der Berufung im Vorverfahren und der 
Erhebung der Abänderungsklage ist gewahrt, denn der Kläger 
hat die Abänderungsklage bereits am Tage nach der Berufungs­
rücknahme eingereicht; sie ist der Beklagten binnen Monats­
frist auch zugestellt worden.

II.

Das Berufungsgericht hat nicht verkannt, daß im Abän­
derungsverfahren Bindungen an unveränderte Grundlagen des 
ursprünglichen Unterhaltstitels bestehen und eine Abänderung 
nur erfolgen kann, soweit veränderte Verhältnisse eine An­
passung erfordern.
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1. Demgemäß ist nicht zu beanstanden, daß es den Unter­
haltsanspruch der Beklagten nach dem Wegfall der Vorausset­
zungen des § 1573 (Abs. 1) BGB infolge Vollendung ihres
60. Lebensjahres und des Bezuges von Altersruhegeld nunmehr 
auf § 1571 (Nr. 3) BGB gestützt hat.

2. Im Einklang mit der Rechtsprechung des Senats steht 
ferner die Auffassung des Berufungsgerichts, daß der ange­
messene Unterhalt zu bestimmen ist, weil der im abzuändern­
den Urteil zugrunde gelegte Unterhaltsbedarf der Beklagten 
von insgesamt 1.150 DM (einschließlich des ihr damals zuer­
kannten Vorsorgeunterhalts für Alter und Krankheit) nicht 
auf einer Bemessung nach den ehelichen Lebensverhältnissen 
beruhte, sondern von Billigkeitsgesichtspunkten beeinflußt 
war (vgl. Senatsurteil vom 26. November 1986 - IVb ZR 
91/85 - BGHR ZPO § 323 Abs. 1 - Bindung 1 = FamRZ 1987,
257). Die Rechtsmittel der Parteien führen hiergegen auch 
keinen Angriff.

III.

1. Zur Bestimmung der ehelichen Lebensverhältnisse hat 
das Berufungsgericht ausgeführt: Während der Ehe habe nur 
das Einkommen des Klägers als im Dienst stehender Studiendi­
rektor zur Verfügung gestanden. Gleichwohl sei nach seiner 
Pensionierung nur von den Versorgungsbezügen auszugehen, 
denn der Ruhestand sei für einen Beamten im vorgerückten Al­
ter eine regelmäßig zu erwartende Erscheinung, die berück­
sichtigt werden müsse, auch wenn sie sich wie hier erst etwa 
ein Jahr nach der Scheidung verwirklicht habe. Gleiches gel­
te aber auch in umgekehrtem Sinne für das Altersruhegeld der
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Beklagten, das schon während der Ehe habe eingeplant werden 
können, so daß eine Zusammenrechnung gerechtfertigt sei. Die 
durch den Versorgungsausgleich veranlaßte Verminderung der 
Pension gleiche sich dabei im wesentlichen mit der Erhöhung 
der Altersrente aus, so daß diese Veränderung vernachlässigt 
werden könne.

a) Die Nettobezüge des Klägers für das Jahr 1986 hat 
das Oberlandesgericht mit monatlich 3.848 DM festgestellt. 
Eine Steuererstattung für das Jahr 1985 in Höhe von 3.926 DM 
(= monatlich 327 DM) könne nicht voll hinzugerechnet werden; 
denn etwa 1.000 DM habe der Kläger seiner ersten Ehefrau zum 
Ausgleich steuerlicher Nachteile erstatten müssen und außer­
dem seien außergewöhnliche Belastungen nach § 33 EStG 
steuerlich berücksichtigt worden, die der Kläger unterhalts­
rechtlich nicht geltend gemacht habe, so daß eine Berück­
sichtigung der dadurch erlangten steuerlichen Vorteile unan­
gemessen erscheine. Berücksichtige man andererseits, daß bei 
Fortbestehen der Ehe die Bezüge nach Steuerklasse III 
(Splitting-Tabelle) besteuert worden wären, könne das der 
Bedarfsrechnung zugrunde zu legende Einkommen des Klägers 
mit monatlich 4.200 DM veranschlagt werden. Nach Abzug 
seiner Krankenversicherung (142 DM) verblieben damit monat­
lich 4.058 DM.

b) Das Renteneinkommen der Beklagten hat das Berufungs­
gericht für 1986 nach der zum 1. Juli 1986 eingetretenen 
Rentenerhöhung mit insgesamt monatlich 1.450 DM festge­
stellt .
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c) Von dem Gesamteinkommen der Parteien von (4.058 DM + 
1.450 DM = ) 5.508 DM hat das Berufungsgericht die Beträge 
abgesetzt, die während ihrer Ehe monatlich als Unterhalt an 
die geschiedene erste Ehefrau des Klägers mit 450 DM und an 
seine studierenden Töchter B. und S. (je 650 DM) gezahlt 
worden sind. Von dem verbleibenden Betrag (3.758 DM) hat es 
die Hälfte - aufgerundet 1.880 DM - als den nach den ehe­
lichen Verhältnissen angemessenen Lebensbedarf der Beklagten 
angesetzt.

2. Die Revision des Klägers hält diese Berechnung vom 
Ansatz her zwar für zutreffend, beanstandet jedoch unter 
mehreren Gesichtspunkten, daß das Berufungsgericht statt der 
tatsächlichen Einkünfte des Klägers von 3.848 DM monatlich 
4.200 DM angesetzt hat. Diesen Angriffen kann der Erfolg 
nicht versagt werden.

a) Die Revision rügt zunächst mit Recht, daß dem ange­
fochtenen Urteil nicht entnommen werden kann, auf welche 
Gründe letztlich die fiktive Erhöhung um monatlich 352 DM 
gestützt wird. Die Steuererstattung für 1985 will das Be­
rufungsgericht zwar in einer Höhe von 1.000 DM nicht berück­
sichtigen, doch läßt es danach offen, in welchem Umfang es 
den verbleibenden Erstattungsbetrag von 2.926 DM zugrunde­
legt bzw. welcher Anteil als unterhaltsrechtlich unangemes­
sen nicht berücksichtigt werden soll.

Zu Recht vermißt die Revision auch eine Begründung da­
für, daß mit einer Steuererstattung im bisherigen Umfang 
auch für die dem Jahre 1986 folgenden Jahre zu rechnen ist.
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Nach dem Einkommensteuerbescheid beruhte die Erstattung für 
1985 zu einem wesentlichen Teil darauf, daß das Finanzamt 
Unterhaltsleistungen in Höhe von 12.000 DM als abzugsfähige 
Sonderausgaben nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG anerkannt hat.
Da der an die erstehelichen Kinder geleistete Unterhalt im 
Rahmen der seinerzeit geltenden Höchstbeträge mit zusammen 
2.440 DM zusätzlich als außergewöhnliche Belastung nach 
§ 33a EStG anerkannt worden war, muß es sich bei den abge­
zogenen Sonderausgaben jedenfalls zu einem erheblichen An­
teil um den an die Beklagte im Jahre 1985 gezahlten Unter­
halt gehandelt haben; da dieser jedoch ab 1. Februar 1986 
- wenn überhaupt - in wesentlich geringerem Umfang zu lei­
sten ist, fehlt für die Annahme künftiger gleichbleibender 
Steuererstattungen der rechtfertigende Grund.

b) Gegen die fiktive Berücksichtigung einer anderen 
Steuerbelastung als derjenigen, die der Kläger wirklich zu 
tragen hat, bestehen - abgesehen von der dann erforder­
lichen, aber hier auch insoweit unterlassenen zahlenmäßigen 
Ausrechnung - zusätzliche rechtliche Bedenken.

Der Senat hat mehrfach entschieden, daß im Rahmen des 
§ 1578 Abs. 1 BGB grundsätzlich die tatsächliche Besteuerung 
maßgebend ist, nicht hingegen eine fiktive, deren Bemessung 
mit erheblichen Unsicherheiten behaftet wäre und den Tat­
richter vor kaum lösbare praktische Probleme stellen würde 
(vgl. Urteile vom 16. Juni 1982 - IVb ZR 727/80 - 
FamRZ 1983, 152, 153 und vom 10. Februar 1988 - IVb ZR 
19/87 - BGHR BGB § 1578 Abs. 1 - Splittingvorteil 1 =
FamRZ 1988, 486). Die Besteuerung nach der Steuerklasse I 
ist zwar (erst) eine Folge von Trennung und Scheidung, 
während die Lebensverhältnisse während der intakten Ehe
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durch die Besteuerung nach der Klasse III (Splitting-Ta­
belle) geprägt waren. Das mit der Besteuerung nach Klasse I 
verbundene Absinken der Nettoeinkünfte ist jedoch, wenn es 
nachhaltig und erheblich ist, von beiden geschiedenen Ehe­
gatten gleichermaßen zu tragen. Das rechtfertigt es, den so 
verursachten Rückgang der Einkünfte bereits bei der Unter­
haltsbemessung und nicht erst im Rahmen der Leistungsfähig­
keit des Unterhaltsschuldners zu berücksichtigen (vgl. auch 
Senatsurteil vom 4. November 1987 - IVb ZR 81/86 - 
FamRZ 1988, 145, 147). Dem Unterhaltsberechtigten bleibt un­
benommen, einen durch Wiederheirat des Unterhaltspflichtigen 
später erneut eintretenden steuerlichen Splittingvorteil 
unter den Voraussetzungen des § 323 ZPO wieder zur Geltung 
zu bringen (vgl. Senatsurteil vom 10. Februar 1988 aaO).

c) Die Unterhaltsbemessung auf monatlich 1.880 DM hat 
schon danach keinen Bestand. Das angefochtene Urteil muß da­
her auf die Revision des Klägers, soweit zu seinem Nachteil 
entschieden ist, aufgehoben und die Sache zur erneuten Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden. In 
der neuen Verhandlung besteht für den Kläger Gelegenheit, zu 
Verbindlichkeiten und Aufwendungen vorzutragen, die entweder 
bereits den ehelichen Lebensstandard geprägt haben sollen 
oder seine Leistungsfähigkeit beeinflussen. Insoweit rügt 
seine Revision zu Unrecht, daß das Berufungsgericht erheb­
lichen Sachvortrag übergangen habe. Sie übersieht, daß der 
angeführte Schriftsatz vom 15. November 1985 im Vorverfahren 
eingereicht worden ist. Im vorliegenden Rechtsstreit hat der 
Kläger entsprechendes bisher nicht vorgetragen, so daß dazu 
weitere Ausführungen nicht veranlaßt waren.
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d) Soweit das Oberlandesgericht für die Bemessung des 
Unterhaltsbedarfs der Beklagten dem Ruhegehalt des Klägers 
das Altersruhegeld der Beklagten hinzugerechnet hat, besteht 
Anlaß zu folgendem Hinweis.

Die der Beklagten nach Vollendung ihres 60. Le­
bensjahres - mehr als drei Jahre nach der Scheidung - ge­
währten Renten haben die nach § 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB maß­
geblichen ehelichen Lebensverhältnisse nicht mitbestimmt.
Für den Teil ihrer Altersrente, der auf dem Versorgungsaus­
gleich beruht, folgt das schon daraus, daß es sich insoweit 
allein um eine Folge der Scheidung handelt {vgl. Senatsur­
teil vom 11. Februar 1987 - IVb ZR 20/86 - BGHR BGB § 1578 
Abs. 1 Satz 1 Unterhaltsbemessung 3 = FamRZ 1987, 459, 460). 
Aber auch im übrigen beruht der Rentenbezug nicht auf fort­
wirkenden ehelichen Lebensverhältnissen, denn die Beklagte 
war während der Ehe der Parteien - abgesehen von einer kur­
zen Zeit zu ihrem Beginn - nicht erwerbstätig und hat die 
Rentenanwartschaften nahezu ausschließlich vor der Ehe er­
worben. Gleichwohl ist die Berücksichtigung dieser Renten 
für die Bemessung ihres Unterhaltsbedarfs unter den Gegeben­
heiten des Falles nicht rechtsfehlerhaft. Die ehelichen Le­
bensverhältnisse waren durch die Bezüge des Klägers als im 
aktiven Dienst stehender Studiendirektor bestimmt. Das Ab­
sinken seiner Einkünfte durch den Eintritt in den Ruhestand 
müßte die Beklagte grundsätzlich in gleichem Maße tragen wie 
der Kläger. Bei Fortbestand der Ehe hätte dieser Einbuße der 
zu erwartende Rentenbezug der Beklagten ausgleichend gegen­
übergestanden. Es wäre in hohem Maße unbillig, dem Rentenbe­
zug nach der Scheidung keinen ausgleichenden Einfluß auf die 
Bedarfsbemessung zuzuerkennen, den Bedarf vielmehr nur aus 
dem Ruhegehalt des Klägers zu ermitteln und der Beklagten
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darauf ihr Renteneinkommen in vollem Umfang anzurechnen.
Denn dadurch würde der gesundheits- und altersbedingte 
Wechsel der Einkommensquellen einseitig die Beklagte 
belasten und den Kläger entsprechend begünstigen. Das stände 
auch nicht im Einklang mit der Lebenserfahrung, nach der 
Ehegatten die Fortentwicklung ihres (gemeinsamen) Lebens­
standards bei Aufgabe der Erwerbstätigkeit danach zu beur­
teilen pflegen, welche Versorgungs- und Versicherungslei­
stungen sie beide in Zukunft zu erwarten haben. Der Unter­
haltsberechtigte kann daher verlangen, daß der Bemessungs­
maßstab für seinen Bedarf auf dem in der Ehe erreichten 
Niveau belassen wird, soweit einem nach der Scheidung ein­
tretenden Absinken der Einkünfte des in der Ehe allein er­
werbstätigen Unterhaltspflichtigen für den Versorgungsfall 
vorgesehene Bezüge ausgleichend gegenüberstehen. Durch das 
Hinzutreten solcher ausgleichender Einkommensquellen darf 
jedoch der Bedarf nicht über den gesetzlichen Bemessungsmaß­
stab hinaus erhöht werden; die Bemessung nach den ehelichen 
Lebensverhältnissen bildet stets die Obergrenze. Das Ober­
landesgericht wird daher bei der neuen Entscheidung zu prü­
fen haben, ob die Einbeziehung des Renteneinkommens der Be­
klagten in die Unterhaltsbemessung nicht zu einem höheren 
Bedarf führt, als er sich unter Zugrundelegung nur der akti­
ven Dienstbezüge des Klägers ergeben würde.

3. a) Die Anschlußrevision der Beklagten greift das Be­
rufungsurteil zunächst insoweit an, wie bei der Bemessung 
ihres Unterhaltsbedarfs auch für die Zeit ab September 1986 
unverändert eine Unterhaltsleistung des Klägers an seine
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Tochter S. in Höhe von 650 DM berücksichtigt worden ist, ob­
wohl diese seither selbst für ihren Unterhalt sorgt- Sie 
vertritt die Auffassung, daß sich der Wegfall einer Unter­
haltslast noch bedarfserhöhend auswirke, weil es sich um 
eine normale Entwicklung handele; die Aussicht auf eine 
dadurch bedingte Verbesserung der ökonomischen Bedingungen 
habe die ehelichen Lebensverhältnisse der Parteien um so 
stärker geprägt, als beide bei der Eheschließung bereits 51 
Jahre alt gewesen seien und deshalb das Hinzutreten weiterer 
unterhaltsberechtigter Kinder aus ihrer Ehe nicht mehr zu 
erwarten war.

Das Berufungsgericht hat zu dieser Frage keinen grund­
sätzlich anderen Standpunkt eingenommen, sondern für den 
Fall, daß es sich um Kinder aus der Ehe des Unterhalts­
pflichtigen mit dem unterhaltsberechtigten Ehegatten 
handele, dem Wegfall der Unterhaltslast selbst dann noch 
Auswirkungen auf die ehelichen Lebensverhältnisse zuerkennen 
wollen, wenn sich die Entlastung erst mehrere Jahre nach der 
Scheidung verwirkliche. Zweifel hat es allein zu der Frage 
geäußert, ob dies auch gelte, wenn es sich nicht um gemein­
schaftliche, sondern wie hier um Kinder aus einer früheren 
Ehe des unterhaltspflichtigen Ehegatten handele. Das Beru­
fungsgericht hat die Frage indes offengelassen, weil der Be­
klagten auch im Falle einer Erhöhung ihres Unterhaltsbedarfs 
ab September 1986 kein höherer Unterhalt zuzusprechen wäre. 
Denn dann sei von diesem Zeitpunkt an der Unterhalt gemäß 
§ 1578 Abs. 1 Satz 2 BGB auf die bisherige Höhe zu begren­
zen, weil die Ehe der Parteien nur knapp drei Jahre und fünf 
Monate gedauert habe, die ehebedingten Nachteile, die die
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Beklagte durch die Aufgabe ihrer Vollzeittätigkeit als Ver­
waltungsangestellte erlitten habe, durch den Versorgungsaus­
gleich und die Unterhaltsleistungen in bisheriger Höhe aus­
geglichen würden und eine Erhöhung aufgrund eines erst Jahre 
nach der Scheidung eintretenden Umstandes unter diesen Um­
ständen unbillig erscheine.

Die Revision der Beklagten, die sich auch gegen die zu­
letzt genannte Begründung wendet, bleibt in diesem Punkt 
ohne Erfolg. Der Senat hat - entgegen dem Berufungsurteil, 
aber nach d 0 sssn Erlaß — antschrsdsnr daß de r kÜnftiye Wtsy — 
fall der Unterhaltslast gegenüber einem gemeinschaftlichen 
Kind bei der Unterhaltsbemessung gemäß § 1578 Abs. 1 Satz 1 
BGB nur berücksichtigt werden darf, wenn die Ehegatten 
diesem Umstand schon im voraus und noch während des Beste­
hens der Ehe einen prägenden Einfluß auf ihre Lebensver­
hältnisse eingeräumt haben; hierfür spricht häufig, wenn die 
Änderung noch in engem zeitlichen Zusammenhang mit der 
Scheidung steht (vgl. Urteil vom 16. März 1988 - IVb ZR 
40/87 - zur Veröffentlichung bestimmt; siehe auch schon 
Senatsurteil vom 3. Juni 1987 - IVb ZR 64/86 - BGHR BGB 
§ 1578 Abs. 1 Satz 1 Unterhaltsbemessung 5 = FamRZ 1987, 
913). Im vorliegenden Fall liegen zwischen der Scheidung 
(21. Dezember 1982) und dem Wegfall des Unterhalts für die 
Tochter S. (1. Oktober 1986) nahezu vier Jahre. Außerdem 
fehlt jeder Vortrag der Beklagten dazu, auf welche Weise ein 
erwarteter Wegfall dieser Last auf die ökonomischen Verhält­
nisse bereits während der Ehe der Parteien eingewirkt hat. 
Diese waren trotz der bestehenden Unterhaltslast aus der 
früheren Ehe des Klägers keineswegs beengt. Im abzuändernden 
Urteil (Seite 14) ist das nach Abzug des Unterhalts für die
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erste Ehefrau und die beiden Töchter verbleibende Nettoein­
kommen des Klägers noch für 1983 mit monatlich 3.025 DM 
festgestellt; gravierende Abweichungen für die davorliegende 
Zeit sind nicht ersichtlich. Unter diesen Voraussetzungen 
könnte der fast vier Jahre nach der Scheidung einsetzenden 
Unterhaltsentlastung selbst dann keine bedarfserhöhende Wir­
kung zugemessen werden, wenn es sich bei der Tochter S. um 
ein gemeinschaftliches Kind der Parteien handeln würde. Der 
Umstand, daß S. nicht ihr Kind ist, kann jedenfalls nicht zu 
einer der Beklagten günstigeren Beurteilung führen. Danach 
kann offenbleiben, ob überhaupt von Bedeutung ist, auf 
welchen Verhältnissen die (später wegfallende) Unter­
haltsverpflichtung beruhte und ob sich eine Ehefrau in der 
Lage der Beklagten gegebenenfalls daran festhalten lassen 
muß, wenn sie während der Ehe wirtschaftliche Einbußen durch 
UnterhaltsZahlungen an im Range nachgehende volljährige Kin­
der des Ehegatten (§ 1609 Abs. 2 BGB) hingenommen hat.

Auf die Erwägungen des Berufungsgerichts zu einer 
Begrenzung der Unterhaltsbemessung gemäß § 1578 Abs. 1 
Satz 2 BGB für die Zeit ab September 1986 (richtig wäre: 
Oktober 1986) kommt es in diesem Zusammenhang danach nicht 
an.

b) Die Anschlußrevision wendet sich außerdem gegen die 
Berücksichtigung von monatlichen UnterhaltsZahlungen des 
Klägers an seine erste geschiedene Ehefrau in Höhe von 
450 DM. Sie rügt, das Berufungsgericht habe ihren Vortrag im 
Schriftsatz vom 28. August 1986, Seite 5, übergangen, daß 
der Kläger solche Zahlungen nicht mehr erbringe. Dieser 
Angriff bleibt erfolglos. Es kommt nicht darauf an, ob das
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Berufungsgericht diesen Vortrag als erledigt ansehen konnte, 
nachdem der Kläger mit Schriftsatz vom 16. Dezember 1986 
eine handschriftliche Erklärung seiner ersten Ehefrau vom 
26. Oktober 1986 vorgelegt hatte, in der sie den weiteren 
Bezug des in Rede stehenden Unterhalts bestätigte. Denn auch 
ein Wegfall dieser Unterhaltsverpflichtung im Herbst 1986 
würde aus den gleichen Gründen wie vorstehend unter a) den 
Maßstab für die Unterhaltsbemessung nicht berühren.

IV.

1. Auf den mit 1.880 DM bemessenen monatlichen Unter- 
haitsbedarf hat das Berufungsgericht der Beklagten deren 
Renteneinkommen von 1.450 DM angerechnet. Weitere 100 DM im 
Monat hat es als fiktive Einkünfte aus Vermögen berücksich­
tigt, weil im abzuändernden Urteil entsprechend verfahren 
worden sei und dies insoweit bindend bleibe. Das ist richtig 
und wird von den Parteien auch nicht angegriffen.

2. Einen weiteren Betrag von monatlich 80 DM hat das 
Berufungsgericht abgesetzt, weil die Beklagte jahrelang den 
vom Kläger aufgrund der früheren Verurteilung für Altersvor­
sorgeunterhalt geleisteten Betrag von unstreitig insgesamt 
8.166,46 DM nicht zweckentsprechend verwendet habe. Die Be­
klagte könne sich nicht darauf berufen, daß sie aufgrund 
einer Überleitungsanzeige des Sozialamtes der Stadt W. vom 
13. September 1983 verpflichtet gewesen sei, wegen in der 
Zeit bis zum April 1985 in einer Gesamthöhe von 11.876,59 DM
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beanspruchter Sozialhilfe die vom Kläger geleisteten Unter­
halts Zahlungen an das Sozialamt abzuführen. Wenn der Unter­
haltsberechtigte den für seine Altersvorsorge beanspruchten 
Unterhalt nicht entsprechend verwende, müsse er sich so be­
handeln lassen, als habe er eine entsprechende Versorgung 
erworben.

Diese Auffassung greift die Anschlußrevision der Be­
klagten mit Erfolg an. Hat ein unterhaltsberechtigter ge­
schiedener Ehegatte in der Vergangenheit Vorsorgeunterhalt 
nicht bestimmungsgemäß verwendet, so berührt das seinen Un­
terhaltsanspruch nur unter den Voraussetzungen des § 1579 
Nr. 3 BGB (Senatsurteil vom 25. März 1987 - IVb ZR 32/86 - 
BGHR BGB § 1579 Nr. 3 Vorsorgeunterhalt 1). Er kann daher 
nicht ohne weiteres so behandelt werden, als habe er eine 
mit dem Vorsorgeunterhalt erreichbare Altersversorgung auch 
tatsächlich erlangt. Das Berufungsurteil kann deshalb in 
diesem Punkt ebenfalls keinen Bestand behalten. Das Beru­
fungsgericht wird vielmehr bei der neuen Verhandlung zu 
prüfen haben, ob der Beklagten mutwilliges Verhalten vorge­
worfen werden kann, indem sie sich durch die Abführung des 
erlangten Unterhalts an das Sozialamt leichtfertig oder ver­
antwortungslos über die erkannten nachteiligen Folgen für 
ihre (spätere) Bedürftigkeit hinweggesetzt hat.

V.

1. Das Berufungsgericht hat geprüft, ob es geboten ist, 
die Bemessung des Unterhalts der Beklagten nach den ehe­
lichen Lebensverhältnissen aus Billigkeitsgründen zeitlich
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zu begrenzen (§ 1578 Abs. 1 Satz 2 BGB). Es hat hiervon je­
doch- abgesehen, weil die Ehe der Parteien•mit einer Dauer 
von etwa drei Jahren und fünf Monaten zwar nicht lang gewe­
sen sei, die Beklagte sich jedoch durch die Aufgabe ihrer 
Erwerbstätigkeit als Verwaltungsangestellte auf die Ehe ein­
gestellt habe. Der Kläger habe nicht bewiesen, daß sie ihren 
Beruf seinerzeit aus gesundheitlichen Gründen aufgegeben ha­
be. Gehe man entsprechend der unwiderlegten Darstellung der 
Beklagten von einer ehebedingten Entscheidung aus, erscheine 
es unbillig, den verbleibenden Unterhaltsanspruch (250 DM 
monatlich) zu begrenzen. Denn die Beklagte habe berufliche 
Nachteile in Kauf genommen, die sich vor allem auf die Höhe 
ihrer Altersrente auswirkten; möglicherweise könnte sie ohne 
die Ehe jetzt noch beruflich tätig sein. Durch den Versor­
gungsausgleich und den zeitweilig geleisteten Vorsorgeunter­
halt habe der Kläger diese Nachteile nicht voll ausge­
glichen. Er werde durch die Fortsetzung dieser Leistung auch 
nicht über Gebühr beschwert.

2. Die Revision des Klägers rügt, daß das Berufungsge­
richt seinen unter Beweis gestellten Vortrag übergangen 
habe, die Beklagte habe durch die Ehe mit ihm keine Einbußen 
an ihrer Altersrente erlitten. Diese Rüge ist schon deshalb 
unbegründet, weil der Kläger sich auf einen Sachvortrag in 
einem anderen Verfahren beruft (Schriftsatz vom 15. November 
1985), den er im vorliegenden, seit dem 7. März 1986 
anhängigen Verfahren nicht wiederholt hat. Davon abgesehen 
hat das Berufungsgericht die Beurteilung ersichtlich nicht 
allein auf das ohne die Eheschließung der Parteien rechne­
risch erreichbare Altersruhegeld der Beklagten stützen
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wollen, sondern auch darauf abgestellt, daß sie über 1977 
und sogar über die Vollendung ihres 60. Lebensjahres hinaus 
als Verwaltungsangestellte erwerbstätig bleiben und demgemäß 
ein höheres Einkommen hätte erzielen können.

Es kann indessen auf sich beruhen, ob die ohnehin nur 
einer beschränkten Revisionprüfung unterliegende Billig­
keitsentscheidung zu § 1578 Abs. 1 Satz 2 BGB aus Rechts­
gründen zu beanstanden ist. Da schon aus anderen Gründen die 
Aufhebung des Berufungsurteils und die Zurückverweisung der 
Sache geboten ist, besteht für die Parteien Gelegenheit, zu 
den für eine zeitliche Begrenzung der Unterhaltsbemessung 
maßgeblichen Gesichtspunkten noch weiter vorzutragen. Der 
bisherigen Beurteilung wird möglicherweise eine sie tragende 
Grundlage entzogen, wenn sich in der neuen Verhandlung be­
reits aufgrund der Bemessung nach den ehelichen Lebensver­
hältnissen ein wesentlich anderer Unterhaltsbetrag ergibt. 
Daß dessen Höhe im Verhältnis zu den dem Unterhaltspflich­
tigen verbleibenden Mitteln stets ein für die Billigkeits­
prüfung wichtiger Anhaltspunkt ist, hat das Berufungsgericht 
zutreffend hervorgehoben. Für das weitere Verfahren weist
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der Senat - auch im Hinblick auf die in der Revisionserwide­
rung der Beklagten zum Merkmal der Ehedauer vertretene An­
sicht - ergänzend auf die in seinem Urteil vom 9. Juli 1986 
dargelegten Grundsätze hin (IVb ZR 39/85 - BGHR BGB § 1578 
Abs. 2 Satz 2 n.F. - Begrenzung 1 = FamRZ 1986, 886).

Lohmann Portmann Krohn

Richter Dr. Zysk ist Nonnenkamp
in Urlaub und kann daher 
nicht unterschreiben

Lohmann
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